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Vortrag an den Ministerrat

Abkommen zwischen der Osterreichischen Bundesregierung und der
Regierung der Republik Usbekistan liber eine Partnerschaft im Bereich der
Migration und Mobilitat; Verhandlungen

Um den Chancen und Herausforderungen von grenziiberschreitender Migration —
insbesondere im Hinblick auf eine effektive Steuerung von Migration sowie die
konsequente Pravention illegaler Migration — wirksam zu begegnen und eine
funktionierende Rickkehr- und Riickliibernahmepolitik weiterhin sicherzustellen, ist eine
vertiefte und kontinuierliche Zusammenarbeit zwischen der Republik Osterreich und
bestimmten Drittstaaten erforderlich.

In diesem Sinne sieht das Regierungsprogramm 2025-2029 die Etablierung strategischer
Partnerschaften mit Drittstaaten zur effektiven Durchsetzung der Migrationsstrategie im
Osterreichischen Interesse, darunter den Abschluss weiterer bilateraler
Rickibernahmeabkommen und Vereinbarungen im Bereich Mobilitat, Migration und

Entwicklung, vor.

Mit dem Ziel, die Zusammenarbeit im Migrationsbereich zwischen der Osterreichischen
Bundesregierung und der Regierung der Republik Usbekistan zu vertiefen, wird die
Verhandlung eines Abkommens (iber eine Partnerschaft fiir Migration und Mobilitat
zwischen den beiden Staaten in Aussicht genommen. Die Zusammenarbeit soll
insbesondere in den Bereichen der Bekampfung der illegalen Migration, der
Dokumentenfalschung, des Schlepperwesens und des Menschenhandels; der Riickkehr
und Rickiibernahme eigener Staatsangehoriger und Drittstaatsangehdoriger; sowie der
Durchbeforderung von Drittstaatsangehdérigen und Staatenlosen sowie in den Bereichen
des Informationsaustausches tber Moglichkeiten der legalen Migration von Fachkraften,
Studierenden, Forscherinnen und Forschern, deren Familienangehorigen, Schiilerinnen

und Schilern entlang klarer Verfahren ausgebaut und Regelungen vertieft werden.



Im Bereich der legalen Migration liegt der Fokus des zu verhandelnden Abkommens auf
dem Austausch von Informationen. Neue Zugangswege oder ein erleichterter Zugang zum
Osterreichischen Arbeitsmarkt abseits der geltenden Rechtslage sollen ausdriicklich nicht
geschaffen werden. Gesetzandernde oder gesetzesergdanzende Inhalte in dem zu

verhandelnden Abkommen sind nicht vorgesehen.

Der Abschnitt betreffend Riickkehr soll Bestimmungen (ber die Riickiibernahme eigener
Staatsangehdoriger sowie Drittstaatsangehoriger und Staatenloser, Fristen bei der
Ruckkehrvorbereitung, die anzuwendenden Sonderregeln bei Identifizierungen sowie der
Feststellung der Staatsangehorigkeit, die Modalitaten der Rickiibernahme, sowie die mit
der Rickfiihrung zusammenhéangenden Kosten enthalten. Die in diesem Abschnitt
enthaltenen Bestimmungen und deren Anwendung werden uneingeschrankt
grundlegende Menschenrechtsstandards wie das Recht auf Leben, das Verbot der Folter
oder unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung sowie das Recht auf einen

wirksamen Rechtsbehelf wahren.

Die Regelungen zur Durchbeférderung von Drittstaatsangehdrigen sollen allgemeine
Grundséatze sowie operative Modalitdten tiber den Ablauf des
Durchbefdrderungsverfahrens, Fristen, Kompetenzen fiir Eskorten im Falle einer
begleiteten Durchbeférderung sowie die mit der Durchbeférderung zusammenhangenden
Kosten umfassen. Dieser Abschnitt gilt im Rahmen der bestehenden Rechtsgrundlage
sowie vorbehaltlich der noch auf EU-Ebene zu schaffenden Rechtsgrundlage durch die VO

Uber ein gemeinsames Riickkehrsystem.

Zur Umsetzung des Abkommens und Etablierung eines laufenden, vertiefenden Dialogs im
Bereich der Migration soll das Abkommen die Einrichtung eines Steuerungsgremiums

vorsehen, soweit die beiden Vertragsparteien dies fiir erforderlich erachten.

Die Verhandlungen mit der Republik Usbekistan stehen in vollem Einklang mit den

Verpflichtungen Osterreichs im Rahmen der Europiischen Union (EU).

Das geplante Abkommen wird ein Regierungsiibereinkommen i.S. der lit. a der
EntschlieRung des Bundesprasidenten vom 31. Dezember 1920, BGBI. Nr. 49/1921, auf
Grundlage des Art. 66 Abs. 2 B-VG i.V.m. § 19 Abs. 4 und § 45c Abs. 1 des

Fremdenpolizeigesetzes i.d.g.F. darstellen.

Der Osterreichischen Verhandlungsdelegation, die unter der Leitung des

Bundesministeriums fiir europdische und internationale Angelegenheiten stehen wird,
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werden voraussichtlich zudem Vertreterinnen und Vertreter des Bundesministeriums fir
Arbeit, Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, des Bundesministeriums fir
Bildung, des Bundesministeriums fir Frauen, Wissenschaft und Forschung, des
Bundesministeriums fir Inneres sowie des Bundesministeriums flir Wirtschaft, Energie

und Tourismus angehoren.

Die mit der Verhandlung dieses Abkommens verbundenen Kosten finden ihre Bedeckung
in den Budgetansatzen der jeweils entsendenden Ressorts. Das kiinftige Abkommen wird
voraussichtlich keine finanziellen Auswirkungen haben; sofern es dennoch zu solchen
kommen sollte, werden sie aus den dem zustdandigen Ressort zur Verfligung gestellten
Mitteln bedeckt.

Im Einvernehmen mit der Bundesministerin fir Arbeit, Soziales, Gesundheit, Pflege und
Konsumentenschutz, dem Bundesminister fir Bildung, der Bundesministerin fiir Frauen,
Wissenschaft und Forschung, dem Bundesminister fir Inneres sowie dem Bundesminister

flr Wirtschaft, Energie und Tourismus stelle ich daher den

Antrag,

die Bundesregierung wolle Herrn Botschafter Dr. Georg Stillfried, im Falle seiner
Verhinderung Herrn Botschafter Dr. René Amry und im Falle seiner Verhinderung eine von
mir namhaft zu machende Angehdrige oder einen von mir namhaft zu machenden
Angehorigen des hoheren Dienstes des Bundesministeriums flr europdaische und
internationale Angelegenheiten zur Leitung der Verhandlungen Gber ein Abkommen
zwischen der Osterreichischen Bundesregierung und der Regierung der Republik
Usbekistan (iber eine Partnerschaft im Bereich der Migration und Mobilitat

bevollmachtigen.

11. Marz 2026

Mag.2 Beate Meinl-Reisinger, MES

Bundesministerin

3von3



	Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Republik Usbekistan über eine Partnerschaft im Bereich der Migration und Mobilität; Verhandlungen

